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Bericht der Kommission an den Rat über das Verhandiungsergebnis 


1. Mit Beschluß vom 8. Dezember 1975 ermächtigte 
der Rat die Kommission, im Rahmen der Gemein- 
schaftsbefugnisse an den Verhandlungen der Regie- 
rungskonferenz von Barcelona teilzunehmen, damit 
die Gemeinschaft gegebenenfalls ein Rahmenüber- 
einkommen zur Verhütung der Verschmutzung des 
Mittelmeers nebst Protokollen schließen kann ^). 

2. An dieser Konferenz, die vom 2. bis 16. Februar 
1976 in Barcelona stattfand, beteiligten sich die be- 
vollmächtigten Vertreter der folgenden Staaten des 
Mittelmeerraums : 

Zypern, Ägypten, Spanien, Frankreich, Griechen- 
land, Israel, Italien, der Libanon, Lybien, Malta, 
Monaco, Marokko, Tunesien, die Türkei und Jugo- 
slawien sowie die Beobachter der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, der UdSSR, der Vereinig- 
ten Staaten, des Vereinigten Königreichs und ver- 
schiedener Organisationen. Albanien, Algerien und 
Syrien nahmen an den Arbeiten der Konferenz nicht 
teil. 

3. Folgende Texte wurden von dieser Konferenz 
angenommen und sind dieser Mitteilung beigefügt: 

— das Übereinkommen über den Schutz des Mittel- 
meers vor Verschmutzung; 

— ein Protokoll über die Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung der Verschmutzung des Mittelmeers 
durch Kohlenwasserstoffe und sonstige Schad- 
stoffe im Falle einer kritischen Lage; 

— ein Protokoll zur Verhütung der Verschmutzung 
des Mittelmeers durch das Einbringen durch 
Schiffe und Luftfahrzeuge; 

— zehn Entschließungen über die Errichtung, die 
Ziele und die Aufgaben eines regionalen Zen- 
trums auf Malta. 

Das Übereinkommen liegt zur Unterzeichnung durch 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft offen, da- 
mit diese dem Übereinkommen beitreten kann (vgl. 
Artikel 19, 24, 26 und 27). 

4. Die von der Konferenz gewählte Schiedsklausel 
(vgl. Anhang A Artikel 8 des Übereinkommens) ent- 
spricht der Schiedsklausel des Übereinkommens von 


Paris zur Verhütung der Meeresverschmutzung vom 
Lande aus, dem die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft angehört. Die im Entwurf eines Übereinkom- 
mens von Straßburg 2) enthaltene Schiedsklausel, die 
in einer ersten Phase von den Vertretern Frank- 
reichs, Italiens und der Kommission vorgeschlagen 
worden war, wurde von der Konferenz für zu kom- 
plex gehalten. Aufgrund des Verhandlungs Verlaufs 
willigten die vorerwähnten Vertreter in die vom 
Rat bereits gebilligte Klausel des Übereinkommens 
von Paris ein. 

5. Abschließend empfiehlt die Kommission dem 
Rat: 

a) die Verhandlungsergebnisse zu billigen; 

b) bereits jetzt der Sache nach das Übereinkommen 
über den Schutz des Mittelmeers vor Verschmut- 
zung und das Protokoll zur Verhütung der Ver- 
schmutzung des Mittelmeers durch das Einbrin- 
gen von Abfallstoffen durch Schiffe und Luftfahr- 
zeuge zu genehmigen; 

c) da das Übereinkommen nach Maßgabe seines Ar- 
tikels 24 von der Gemeinschaft vor dem 17. 
Februar 1977 unterzeichnet werden soll, den Prä- 
sidenten des Rates zu ermächtigen, die Person 
oder Personen zu bezeichnen, die befugt sind, 
diese Übereinkommen vorbehaltlich ihres Ab- 
schlusses zu unterzeichnen; 

d) den beigefügten Vorschlag für einen Beschluß 
über den Abschluß der Übereinkünfte durch die 
Gemeinschaft zu billigen. 

Letzterer stützt sich insbesondere auf die An- 
wendung des Artikels 235 EWG-Vertrag, der die 
Anhörung des Europäischen Parlaments vor- 
schreibt. 

Außerdem regt die Kommission an, den Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß anzuhören und die- 
sen Beschluß im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften zu veröffentlichen. 


1) Vgl. R/2734/75 (ENV. 141) 

2) Übereinkommen zum Schutz internationaler Wasser- 
läufe vor Verschmutzung (s. R/1 734/75 (ENV. 89)). 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Mai 1976 — 14 — 680 70 — E — Um 20/76: 

Diese Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 6. Mai 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des }^7irtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsunterlagen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates bezüglich des Abschlusses eines 
Übereinkommens über den Schutz des Mitteimeeres gegen Verschmutzung 
sowie eines Protokolls zur Verhütung der Verschmutzung des Mittelmeeres 
durch das Einbringen von Abfalistoffen durch Schiffe und Luftfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Übereinkommen zum Schutz des Mittelmeers 
vor Verschmutzung sieht in Artikel 24 vor, daß 
dieses Übereinkommen sowie auch alle einschlägi- 
gen Protokolle zur Unterzeichnung durch die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft offensteht. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften und die 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten ha- 
ben am 22. November 1973 eine Erklärung zum Ak- 
tionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften für 
den Umweltschutz abgegeben ^). 

In diesem Programm wird hervorgehoben, daß in 
Anbetracht der wichtigen Rolle des Meeres für den 
Prozeß der Erhaltung und Weiterentwicklung der 
Arten sowie der Bedeutung der Seeschiffahrt und 
des Seetransports für die harmonische wirtschaft- 
liche Entwicklung der Gemeinschaft das Problem der 
Meeresverschmutzung diese Gemeinschaft als Gan- 
zes angeht. 

Ferner sieht dieses Programm sowie die Richt- 
linie des Rates vom .... über die Verringerung der 
Reinigung durch Ableitung bestimmter gefährlicher 
Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft vor, daß 
die Gemeinschaft bestimmte Aktionen durchführt, 
um die verschiedenen Arten der Meeresverschmut- 
zung zu verringern. 

Das Übereinkommen zum Schutz des Mittelmeeres 
vor Verschmutzung bestimmt insbesondere, daß an- 
gemessene Maßnahmen zur Verhütung und Ver- 
ringerung der Verschmutzung getroffen werden sol- 
len, die durch das Einbringen von Abfallstoffen 
durch Schiffe und Luftfahrzeuge, durch die Erfor- 
schung und Nutzung des Festlandsockels, des Mee- 
res und des Meeresuntergrunds sowie durch die 
vom Land ausgehende Verschmutzung entsteht. 

Artikel 23 des Übereinkommens sieht vor, daß 
niemand diesem Übereinkommen als Vertragspartei 
beitreten kann, der nicht gleichzeitig zumindest 
eines der Protokolle unterzeichnet, und daß niemand 


einem der Protokolle als Vertragspartei beitreten 
kann, der nicht gleichzeitig Vertragspartei dieses 
Übereinkommens ist oder wird. 

Der Abschluß dieses Übereinkommens und des 
Protokolls zur Verhütung der Verschmutzung des 
Mittelmeers durch das Einbringen von Abfallstoffen 
durch Schiffe und Luftfahrzeuge erscheint notwen- 
dig, damit im Hinblick auf das ordnungsgemäße 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes die Ziele 
der Gemeinschaft im Bereich des Umweltschutzes 
und der Lebensqualität verwirklicht v/erden können; 
die hierfür erforderlichen Befugnisse sind im Ver- 
trag nicht vorgesehen. 

Das Übereinkommen und das besagte Protokoll sind 
am .... im Namen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft unterzeichnet worden. 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Das Übereinkommen zum Schutz des Mittelmeeres 
vor Verschmutzung sowie das Protokoll über die 
Verhütung der Verschmutzung des Mittelmeeres 
durch das Einbringen von Abfallstoffen durch Schiffe 
und Luftfahrzeuge wird im Namen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft geschlossen genehmigt und 
bestätigt. Der Wortlaut des Übereinkommens und 
des Protokolls sind diesem Beschluß beigefügt. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften nimmt für die Seite der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft die Hinterlegung der in Artikel 
25 des Übereinkommens vorgesehenen Abschluß- 
akt vor ‘‘). 


3) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. C112 
vom 20. Dezember 1973, S. 1 

4) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens 
sowie des dieses betreffenden Protokolls wird im 
Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften veröffent- 
licht. 
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Convention for the protection of the Mediterranean Sea against pollution 


THE CONTRACTING PARTIES — 

Conscious of the economic, social, health and cul- 
tural value of the marine environment of the Medi- 
terranean Sea Area, 

Fully aware of their responsibility to preserve 
this common heritage for the benefit and enjoyment 
of present and future generations, 

Recognizing the threat posed by pollution to the 
marine environment, its ecological equilibrium, re- 
sources and legitimate uses, 

Mindful of the special hydrographic and ecologi- 
cal characteristics of the Mediterranean Sea Area 
and its particular vulnerability to pollution, 

Noting that existing international conventions on 
the subject do not cover, in spite of the progress 
achieved, all aspects and sources of marine pollu- 
tion and do not entirely meet the special require- 
ments of the Mediterranean Sea Area, 

Realizing fully the need for dose co-operation 
among the States and international organizations 
concerned in a co-ordinated and comprehensive 
regional approach for the protection and enhance- 
ment of the marine environment in the Mediterra- 
nean Sea Area — 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

A r t i c 1 e 1 

Geographical coverage 

1. For the purposes of this Convention, the Medi- 
terranean Sea Area shall mean the maritime 
waters of the Mediterranean Sea proper, includ- 
ing its gulfs and seas bounded to the west by the 
meridian passing through Cape Spartel light- 
house, at the entrance of the Straits of Gibraltar, 
and to the East by the Southern limits of the 
Straits of the Dardanelles between Mehmetcik 
and Kumkale lighthouses. 

2. Except as may be otherwise provided in any 
protocol to this Convention the Mediterranean 
Sea Area shall not include internal waters of the 
Contracting Parties. 

Article 2 

Definitions 

For the purposes of this Convention: 

a) "pollution" means the introduction by man, di- 
rectly or indirectly, of substances or energy into 
the marine environment resulting in such de- 
leterious effects as harm to living resources, 


hazards to human health, hindrance to marine 
activities including fishing, impairment of quali- 
ty for use of sea water and reduction of ameni- 
ties. 

b) "organizations" means the body designated as 
responsible for carrying out secretariat functions 
pursuant to article 13 of this Convention. 

Article 3 

General provisions 

1. The Contracting Parties may enter into bilateral 
or multilateral agreements, including regional or 
sub-regional agreements, for the protection of 
the marine environment of the Mediterranean 
Sea against pollution, provided that such agree- 
ments are consistent with this Convention and 
conform to international law. Copies of such 
agreements between Contracting Parties to this 
Convention shall be communicated to the Orga- 
nization. 

2. Nothing in this Convention shall prejudice the 
codification and development of the Law of the 
Sea by the United Nations Conference on the 
Law of the Sea convened pursuant to resolution 
2750 C (XXV) of the General Assembly of the 
United Nations, nor the present or future Claims 
and legal views of any State concerning the law 
of the sea and the nature and extent of Coastal 
and flag State Jurisdiction. 

Article 4 

General undertakings 

1. The Contracting Parties shall individually or 
jointly take all appropriate measures in accor- 
dance with the Provision of this Convention and 
those protocols in force to whidi they are party, 
to prevent, abate and combat pollution of the 
Mediterranean Sea Area and to protect and 
enhance the marine environment in that Area. 

2. The Contracting Parties shall co-operate in the 
formulation and adoption of protocols, in addi- 
tion to the protocols opened for signature at the 
same time as this Convention, prescribing agreed 
measures, procedures and Standards for the 
implementation of this Convention. 

3. The Contracting Parties further pledge them- 
selves to promote, within the international 
bodies considered to be competent by the Con- 
tracting Parties, measures concerning the pro- 
tection of the marine environment in the Medi- 
terranean Sea Area from all types and surces of 
pollution. 
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A I L i c 1 e 5 

Pollution caused by dumping from ships and aircraft 

The Contracting Parties shall take all appropriate 
measures to prevent and abate pollution of the 
Mediterranean Sea Area caused by dumping from 
ships and aircraft. 

A r t i c 1 e 6 

Pollution from ships 

The Contracting Parties shall take all measures in 
conformity with international law to prevent, abate 
and combat pollution of the Mediterranean Sea Area 
caused by discharges from ships and to ensure the 
effective implementation in that Area of the rules 
which are gencrally recognized at the international 
level relating to the control of this type of pollution. 


A r t i c 1 e 7 

Pollution resulting from exploration and 
exploitation of the Continental shelf and the seabed 
and its subsoil 

The Contracting Parties shall take all appropriate 
measures to prevent, abate and combat pollution of 
the Mediterranean Sea Area resulting from explora- 
tion and exploitation of the c:ontinentai shelf and the 
seabed and its subsoil. 

A r t i c 1 e 8 

Pollution from land-based sources 

The Contracting Parties shall take all appropriate 
measures to prevent, abate and combat pollution of 
the Mediterranean Sea Area caused by discharges 
from rivers, Coastal establishments or out falls, or 
emanating from any other land-based sources within 
their territories. 

A r t i c 1 e 9 

Co-operation in dealing with pollution emergencies 

1. The Contracting Parties shall co-operate in tak- 
ing the necessary measures for dealing with pol- 
lution emergencies in the Mediterranean Sea 
Area, whatever the causes of such emergencies, 
and reducing or eliminating damage resulting 
therefrom. 

2. Any Contracting Party which becomes aware of 
any pollution emergency in the Mediterranean 
Sea Area shall without delay notify, the Orga- 
nization and, either through the Organization or 
directly, any Contracting Party likely to be 
affected by such emergency. 


A r t i c 1 c 10 

Monitoring 

1. The Contracting Parties shall endeavour to 
establish, in dose co-operation with the inter- 
national bodies which they consider competent, 
complementary or joint programmes including, 
as appropriate, programmes at the bilateral or 
multilateral levels, for pollution monitoring in 
the Mediterranean Sea Area and shall endeavour 
to establish a pollution monitoring system for 
fhat Area. 

2. For this purpose, the Contracting Parties shall 
designate the competent authorities responsible 
for pollution monitoring within areas under their 
national Jurisdiction and participate as far as 
practicable in international arrangements for 
pollufion monitoring in areas beyond national 
Jurisdiction. 

8. Th(' Contracting Parties undertake to co-operate 
in the formulation, adoption and implementation 
of such annexes to this Convention as may be 
required to prescribe common procedures and 
Standards for pollution monitoring. 

A r t i c 1 e 11 

Scientific and technological co-operation 

1. The Contracting Parties undertake as far as pos- 
sible to co-operate directly, or when appropriate 
through competent regional or other internatio- 
iu:l organizations, in the ficlds of Science and 
technology, and to exchange data as well as 
other scientific Information for the purpose of 
Ibis Convention. 

2. The Contracting Parties undertake as far as pos- 
sible to develop and co-ordinate their national 
research programmes relating to all types of 
marine pollution in the Mediterranean Sea Au'ea 
and to co-operate in the establishment and imple- 
mentation of regional and other international 
research programmes for the purposes of this 
Convention. 

3. The Contracting Parties undertake to co-operate 
in the Provision of technical and other possible 
assistance in fields relating to marine pollution, 
with priority to be given to the special needs of 
developing countries in the Mediterranean 
region. 

A r t i c 1 e 12 

Liability and compensation 

The Contracting Parties undertake to co-operate as 
soon as possible in the formulation and adoption of 
appropriate procedures for the determination of 
liability and compensation for damage resulting 
from the pollution of the marine environment deriv- 
ing from violations of the provisions of this Conven- 
tion and applicable protocols. 
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A r t i c 1 e 13 

Institutional arrangements 

The Contracting Parties designate the United 

Nations Environment Programme as responsible for 

carrying out the following secretariat functions: 

(i) To convene and prepare the meetings of Con- 
tracting Parties and Conferences provided for in 
articles 14, 15, and 16; 

(ii) To transmit to the Contracting Parties notifica- 
tions, reporls and other Information received in 
accordance with articles 3, 9, and 20; 

(iii) To consider inquiries, by, and Information from, 
the Contracting Parties, and to consult with 
them on questions relating to this Convention 
and the protocols and annexes thereto; 

(iv) To perform the functions assigned to it by the 
protocols to this Convention; 

(v) To perform such other functions as may be 
assigned to it by the Contracting Parties; 

(vi) To ensure the necessary co-ordination with 
other international bodies which the Contract- 
ing Parties consider competent, and in particu- 
lar to enter into such administrative arrange- 
nients as may be required for the effective dis- 
charge of the secretariat functions. 


A r t i c 1 e 14 

Meetings of the Contracting Parties 

1. The Contracting Parties shall hold ordinary 
meetings once every two years, and extraordi- 
nary meetings at any other time deemed neces- 
sary, upon the request of the Organization or at 
the request of any Contracting Party, provided 
that such requests are supported by at least two 
Contracting Parties, 

2. It shall be the function of the meetings of the 
Contracting Parties to keep under review the 
implementation of this Convention and the pro- 
tocols and, in particular: 

(i) To review generally the inventories carried 
out by Contracting Parties and competent 
international organizations on the state of 
marine pollution and its effects in the Medi- 
terranean Sea Area; 

(ii) To consider reports submitted by the Con- 
tracting Parties under article 20; 

(iii) To adopt, review and amend as required the 
annexes to this Convention and to the pro- 
tocols, in accordance with the procedure 
established in article 17; 

(iv) To niake recommendations regarding the 
adoption of any additional protocols or any 
amendments to this Convention or the pro- 
tocols in accordance with the provisions of 
articles 15 and 16; 


(v) To establish working groups as required to 
consider any matters related to this Conven- 
tion and the protocols and annexes; 

(vi) To consider and undertake any additional 
action that may be required for the achieve- 
ment of the purposed of this Convention and 
the protocols. 

Article 15 

Adoption of additional protocols 

1. The Contracting Parties, at a diplomatic Con- 
ference, may adopt additional protocols to this 
Convention pursuant to paragraph 2 of article 4. 

2. A diplomatic Conference for the purpose of 
adopting additional protocols shall be convened 
by the Organization at the request of two thirds 
of the Contracting Parties. 

3. Pending the entry into force of this Convention 
the Organization may, after Consulting with the 
signatories to this Convention, convene a diplo- 
matic Conference for the purpose of adopting 
additional protocols. 

Article 16 

Amendment of the Convention or Protocols 

1. Any Contracting Party to this Convention may 
propose amendments to the Convention. Amend- 
ments shall be adopted by a diplomatic Confe- 
rence whicb shall be convened by the Organiza- 
tion at the request of two thirds of the Contract- 
ing Parties. 

2. Any Contracting Party to this Convention m.ay 
propose amendments to any protocol. Such 
amendments shall be adopted by a diplomatic 
Conference which shall be convened by the Or- 
ganization at the request of two thirds of the 
Contracting Parties to the protocol concerned. 

3. Amendments to this Convention shall be adopted 
by a three-fourths majority vote of the Contract- 
ing Parties to the Convention which are repre- 
sented at the diplomatic Conference, and shall be 
submitted by the Depositary for acceptance by 
all Contracting Parties to the Convention. 
Amendments to any protocol shall be adopted 
by a three-fourths majority vote of the Contract- 
ing Parties to such protocol which are represent- 
ed at the diplomatic Conference, and shall be 
submitted by the Depositary for acceptance by 
all Contracting Parties to such protocol. 

4. Acceptance of amendments shall be notificd to 
the Depositary in writing. Amendments adopted 
in accordance with paragraph 3 of this article 
shall enter into force between Contracting Par- 
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ties having accepted such amendments on the 
thirtieth day follow the receipt by the Deposi- 
tary of notification of their acceptance by at 
least three fourths of the Contracting Parties to 
this Convention or to the protocol concerned, as 
the case may be. 

5. After the entry into force of an amendment to 
this Convention or to a protocol, any new Con- 
tracting Party to this Convention or such proto- 
col shall become a Contracting Party to the 
Instrument as amended. 


A r t i c 1 e 17 

Annexes and amendments to Annexes 

1. Annexes to this Convention or to any protocol 
shall form an integral part of the Convention or 
such protocol, as the case may be. 

2. Except as may be otherwise providcd in any pro- 
tocol, the following procedure shall apply to the 
adoption and entry into force of any amend- 
ments to annexes to this Convention or to any 
Protocol, with the exception of amendments to 
the Annex on arbitration: 

(i) Any Contracting Party may propose amend- 
ments to the annexes to this Convention or 
to protocols at the meetings referred to in 
article 14: 

(ii) Such amendments shall be adopted by a 
three-fourths majority vote of the Contract- 
ing Parties to the instrument in question; 

(iii) The Depositary shall without delay com- 
municate the amendments so adopted to all 
Contracting Parties; 

(iv) Any Contracting Party that is unable to 
approve an amendment to the annexes to 
this Convention or to any protocol shall so 
notify in writing the Depositary within a 
period determined by the Contracting Par- 
ties concerned when adopting the amend- 
ment; 

(v) The Depositary shall without delay notify 
all Contracting Parties of any notification 
received pursuant to the preceding sub- 
paragraph; 

(vi) On expiry of the period referred to in sub- 
paragraph (iv) above, the amendment to the 
annex shall become effective for all Con- 
tracting Parties to this Convention or to the 
protocol concerned which have not sub- 
mitted a notification in accordance with the 
provisions of that sub-paragraph. 

3. The adoption and entry into force of a new 
annex to this Convention or to any protocol 
shall be subject to the same procedure as for 
the adoption and entry into force provided that, 
if any amendment to the Convention or the pro- 


tocol concerned is involved the new annex shall 
not enter into force until such time as the amend- 
ment to the Convention or the protocol concern- 
ed enters into force. 

4. Amendments to the annex on arbitration shall 
be considered to be amendments to this Conven- 
tion and shall be proposed and adopted in accor- 
dance with the procedures set out in article 16 
above. 

Article 18 

Rules of procedure and financial rules 

1. The Contracting Parties shall adopt rules of pro- 
cedure for their meetings and Conferences en- 
visaged in articles 14, 15, and 16 above. 

2. The Contracting Parties shall adopt financial 
rules, prepared in consultation with the Organi- 
zation, to determine, in particular, their financial 
participation. 

Article 19 

Special exercise of voting right 

Within the areas of their cornpetenco, the European 
Economic Community and any regional economic 
grouping referred to in article 24 of this Conven- 
tion shall exercise their right to vote with a number 
of votes equal to the number of their member States 
which are Contracting Parties to this Convention 
and to cne or more Protocols; the European Eco- 
nomic Community and any grouping as referred to 
above shall not exercise their right to vote in cases 
\;here the member States concerned exercise theirs, 
and conversely. 

Article 20 

Reports 

The Contracting Parties shall transmit to the Orga- 
nization reports on the measures adopted in imple- 
r'entalion of this Convention and of Protocols to 
which they are Parties, in such form and at such in- 
tervals as the meetings of Contracting Parties may 
determine. 

Article 21 

Compliance control 

The Contracting Parties undertake to co-operate in 
the development of procedures enabling them to 
control the application of this Convention and the 
Protocols. 

Article 22 

Settlement of disputes 

1. In case of a dispute between Contracting Parties 
as to the Interpretation or application of this 
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Convention or the Protocols, they shall seek a 
Settlement of the dispute through negotiation or 
any other peaceful means of their own choice. 

2. If the parties concerned cannot settle their dis- 
pute through the means mentioned in the preced- 
ing Paragraph, the dispute shall upon common 
agreement be submitted to arbitration under the 
conditions laid down in Annex A to this Con- 
vention. 

3, Nevertheless, the Contracting Parties may at 
any time declare that they recognize as compul- 
sory ipsofacto and without special agreement, in 
relation to any other Party accepting the same 
Obligation, the application of the arbitration pro- 
cedure in conformity with the provisions of 
Annex A. Such declaration shall be notified in 
writing to the Depositary, who shall communi- 
cate it to the other Parties. 

A r t i c 1 e 2 3 

Relationship between the Convention and protocols 

1. No one may become a Contracting Party to this 
Convention unless it becomes at the same time 
a Contracting Party to at least one of the proto- 
cols. No one may become a Contracting Party to 
a protocol unless it is, or becomes at the same 
time a Contracting Party to this Convention. 

2. Any protocol to this Convention shall be binding 
only on the Contracting Parties to the protocol in 
question. 

3. Decisions concerning any protocol pursuant to 
articles 14, 16 and 17 of this Convention shall be 
taken only by the Parties to the protocol con- 
cerned. 

A r t i c 1 e 2 4 

Signature 

This Convention, the Protocol for the Prevention of 
Pollution of the Mediterranean Sea by Dumping 
from Ships and Aircraft and the Protocol concerning 
Co-operation in Combating Pollution of the Medi- 
terranean Sea by Oil and Other Harmful Substances 
in Cases of Emergency shall be open for signature 
in Barcelona on 16 February 1976 and in Madrid 
from 17 February 1976 to 16 February 1977 by any 
State invited as a participant in the Conference of 
Plenipotentiaries of the Coastal States of the Medi- 
terranean Region on the Protection of the Medi- 
terranean Sea, held in Barcelona from 2 to 16 Fe- 
bruary 1976, and by any State entitled to sign any 
protocol in accordance with the provisions of such 
Protocol. They shall also be open until the same date 
for signature by the European Economic Community 
and by any similar regional economic grouping at 
least one member of which is a Coastal State of the 
Mediterranean Sea Area and which exercise compe- 
tences in fields covered by this Convention, as well 
as by any protocol affecting them. 


Article 25 

Ratification, acceptance or approval 

This Convention and any protocol thereto shall be 

subject to ratification, acceptance, or approval. 

Instruments of ratification, acceptance or approval 

shall be deposited with the Government of Spain, 

which will assume the functions of Depositary. 

Article 26 
Accession 

1. As from 17 February 1977, the present Conven- 
tion, the Protocol for the Prevention of Pollution 
of the Mediterranean Sea by Dumping from Ships 
and Aircraft, and the Protocol concerning Co- 
operation in Combating Pollution of the Medi- 
terranean Sea by Oil and other Harmful Substan- 
ces in Cases of Emergency shall be open for 
accession by the States, by the European Eco- 
nomic Community and by any grouping as re- 
ferred to in article 24. 

2. After the entry into force of the Convention and 
of any protocol, any State not referred to in ar- 
ticle 24 may accede to this Convention and to 
any protocol, subject to prior approval by three- 
fourths of the Contracting Parties to the protocol 
concerned. 

3. Instruments of accession shall be deposited with 
the Depositary. 

Article 27 

Entry into force 

1. This Convention shall enter into force on the 
same date as the protocol first entering into 
force. 

2. The Convention shall also enter into force with 
regard to the States, the European Economic 
Community and any regional economic grouping 
referred to in article 24 if they have complied 
with the formal requirements for becoming Con- 
tracting Parties to any other protocol not yet 
entered into force. 

3. Any protocol to this Convention, except as 
otherwise provided in such protocol, shall enter 
into force on the thirtieth day following the date 
of deposit of at least six Instruments of ratifica- 
tion, acceptance, or approval of, or accession to 
such protocol by the Parties referred to in article 
24. 

4. Thereafter, this Convention and any protocol 
shall enter into force with respect to any State, 
the European Economic Community and any re- 
gional economic grouping referred to in article 
24 on the thirtieth day following the date of de- 
posit of the instruments of ratification, accep- 
tance, approval or accession. 
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A r t i c 1 e 2 8 

Withdrawal 

1. At any time after three years from the date of 
entry into force of this Convention, any Contrat- 
ing Party may withdraw from this Convention by 
giving written notification of withdrawal. 

2. Except as may be otherwise provided in any 
protocol to this Convention, any Contracting 
Party may, at any time after three years from the 
date of entry into force of such protocol, with- 
draw from such protocol by giving written noti- 
fication of withdrawal. 

3. Withdrawal shall take effect 90 days after the 
date on which notification of withdrawal is re- 
ceived by the Depositary. 

4. Any Contracting Party v^hich withdrav^s from 
this Convention shall be considered as also 
having withdrawn from any protocol to v/hich it 
was a Party. 

■5. Any Contracting Party which, upon its with- 
draw'al from a protocol, is no longer a Party to 
any protocol to this Convention, shall be con- 
sidered as also having withdrawn from this Con- 
vention, 

A r t i c 1 e 2 9 

Responsibilites of the Depository 

1. The Depositary shall inform the Contracting Par- 
ties, any other Party referred in article 24, and 
the Organizations: 

(i) Of the signature of this Convention and of 
any protocol thereto, and of the deposit of 


Instruments of ratification, acceptance, ap- 
proval or accession in accordance with ar- 
ticles 24, 25 and 26; 

(ii) Of the date on which the Convention and 
any protocol will come into force in accor- 
dance with the provisions of article 27; 

(iii) Of notifications of withdrawal made in ac- 
cordance wdth article 28; 

(iv) Of the amendments adopted with respect to 
the Convention and to any protocol, their 
acceptance by the Contracting Parties and 
the date of entry into force of those amend- 
ments in accordance with the provisions of 
article 16; 

(v) Oft the adoption of new annexes and of the 
amendment of any annex in accordance with 
article 17. 

(vi) Of declarations recognizing as compulsory 
the application of the arbitration procedure 
mentioned in paragraph 3 of article 22. 

2. The original of this Convention and of any proto- 
col thereto shall be deposited with the Deposi- 
tary, the Government of Spain, which shall send 
certified copies thereof to the Contracting Par- 
ties, to the Organization, and to the Secretary- 
General of the United Nations for registration 
and publication in accordance with Article 102 
of the United Nations Charter. 

IN WITNESS WHEREOF the undersigned, being 
duly authorized by their respective Governments, 
have signed this Convention. 

DONE at Barcelona on 16 February 1976 in a single 
copy in the Arabic, English, French and Spanish 
languages, the four texts being equally authorita- 
tive. 
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ANNEX A 


Arbitration 

A r t i c 1 e 1 

Unless the Parties to the dispute otherwise agree, 
the arbitration procedure shall be conducted in 
accordance with the provisions of this Annex. 


A r t i c 1 e 2 

1. At the request addressed by one Contracting 
Party to another Contracting Party in accordance 
with the provisions of paragraph 2 or paragraph 
3 of article 22 of the Convention, an arbitral tri- 
bunal shall be constituted. The request for arbi- 
tration shall state the subject matter of the appli- 
cation including, in particular, the articles of the 
Convention or the Protocols, the interpretation 
or application of which is in dispute. 

2. The claimant party shall inform the Organization 
that it has requested the setting up of an arbitral 
tribunal, stating the name of the other party to 
the dispute and articles of the Convention or the 
Protocols the interpretation or application of 
which is in its opinion in dispute. The Organiza- 
tion shall forward the Information thus received 
to all Contracting Parties to the Convention. 


Article 3 

The arbitral tribunal shall consist of three members: 
each of the parties to the dispute shall appoint an 
arbitrator; the two arbitrators so appointed shall 
designate by common agreement the third arbitrator 
who shall be the chairman of the tribunal. The latter 
shall not be a national of one of the parties to the 
dispute, nor have his usual place of residence in the 
territory of one of these parties, nor be employed by 
any of them, nor have dealt with the case in any 
other capacity. 

Article 4 

1. If the chairman of the arbitral tribunal has not 
been designated within two months of the ap- 
pointment of the second arbitrator, the Secre- 
tary-General of the United Nations shall, at the 
request of the most diligent party, designate him 
within a further two months’ period. 

2. If one of the parties to the dispute does not ap- 
point an arbitrator within two months of receipt, 
of the request, the other party may inform the 
Secretary-General of the United Nations who 
shall designate the chairman of the arbitral tri- 
bunal within a further two months’ period. Upon 
designation, the chairman of the arbitral tribunal 
shall request the party which has not appointed 
an arbitrator to do so within two months. After 
such period, he shall inform the Secretary-Gene- 


ral of the United Nations, who shall make this 
appointment within a further two months’ period. 

Article 5 

1. The arbitral tribunal shall decide according to 
the rules of international law and, in particular, 
those of this Convention and the protocols con- 
cerned. 

2. Any arbitral tribunal constituted under the pro- 
visions of this Annex shall draw up its own rules 
of procedure. 

Article 6 

1. The decisions of the arbitral tribunal, both on 
procedure and on substance, shall be taken by 
majority vote of its members. 

2. The tribunal may take all appropriate measures 
in Order to establish the facts. It may, at the 
request of one of the parties, recommend essen- 
tial interim measures of protection. 

3. If two or more arbitral tribunals constituted 
under the provisions of this Annex are seized of 
requests with identical or similar subjects, they 
may inform themselves of the procedures for 
establishing the facts and take them into account 
as far as possible. 

4. The parties to the dispute shall provide all faci- 
lities necessary for the effective conduct of the 
proceedings. 

5. The absence or default of a party to the dispute 
shall not constitute an Impediment to the pro- 
ceedings. 

Article 7 

1. The award of the arbitral tribunal shall be ac- 
companied by a statement of reasons. It shall be 
final and binding upon the parties to the dispute. 

2. Any dispute which may arise between the parties 
concerning the interpretation or execution of the 
award may be submitted by the most diligent 
party to the arbitral tribunal which made the 
award or, if the latter cannot be seized thereof, 
to another arbitral tribunal constituted for this 
purpose in the same manner as the first. 

Article 8 

The European Economic Community and any re- 
gional economic grouping referred to in article 24 
of the Convention, like any Contracting Party to the 
Convention, are empowered to appear as com- 
plainants or as respondents before the arbitral tribu- 
nal. 
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Protocol for the prevention of poliution of the Mediterranean Sea by dumping from ships and aircraft 


THE CONTRACTING PARTIES TO THE PRESENT 
PROTOCOL — 

Being Parties to the Convention for the Protection 
of the Mediterranean Sea against Pollution, 

Recognizing the danger posed to the marine envi- 
ronment by poliution caused by the dumping of 
wastes or other matter from ships and aircraft, 

Considering that the Coastal States of the Medi- 
terranean Sea have a common interest in protecting 
the marine environment from this danger, 

Hearing in mind the Convention on the Prevention 
of Marine Pollution by Dumping of Wastes and 
other Matter, adopted in London in 1972 — 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

A r t i c 1 e 1 

The Contracting Parties to this Protocol (herein 
alter referred to as "the Parties") shall take all ap- 
propriate measures to prevent and abate poliution 
of the Mediterranean Sea Area caused by dumping 
from ships and aircraft. 

A r t i c 1 e 2 

The area to which this Protocol applies shall be the 
Mediterranean Sea Area as defined in article 1 of 
the Convention for the Protection of the Mediterra- 
nean Sea against Pollution (herein after referred to 
as "the Convention"). 

Article 3 
For the purposes of this Protocol: 

1. "Ships and aircraft" means waterborne or air- 
borne craft of any type whatsoever. This expres- 
sion includes air-cushioned craft and floating 
craft whether self-propelled or not, and platforms 
and other manmade structures at sea and their 
equipment. 

2. "Wastes or other matter" means material and 
substances of any kind, form or description. 

3. "Dumping" means: 

(a) Any deliberate disposal at sea of wastes or 
other matter from ships or aircraft; 

(b) Any deliberate disposal at sea of ships or 
aircraft. 

4. "Dumping" does not include: 

(a) The disposal at sea of wastes or other matter 
incidental to, or derived from the normal 
operations of vessels or aircraft and their 
equipment, other than wastes or other matter 
transported by or to vessels, or aircraft. 


operating for the purpose of disposal of such 
matter or derived from the treatment of such 
wastes or other matter on such vessels or air- 
craft; 

(b) Placement of matter for a purpose other than 
the mere disposal thereof, provided that such 
placement is not contrary to the aims of this 
Protocol. 

5. "Organization" means the body referred to in 
article 13 of the Convention. 

Article 4 

The dumping into the Mediterranean Sea Areas of 
wastes or other matter listed in Annex I to this Pro- 
tocol is prohibited. 

Article 5 

The dumping into the Mediterranean Sea Area of 
wastes or other matter listed in Annex II to this Pro- 
tocol requires, in each case, a prior special permit 
from the competent national autorities. 

Article 6 

The dumping into the Mediterranean Sea Area of 
all other wastes or other matter requires a prior 
general permit from the competent national authori- 
ties. 

Article 7 

The permits referred to in articles 5 and 6 above 
shall be issued only after careful consideration of 
all the factors set forth in Annex III to this Pro- 
tocol. The Organization shall receive records of 
such permits. 

Article 8 

The provisions of articles 4, 5 and 6 shall not apply 
in case of force majeure due to stress of weather 
or any other cause when human life or the safety of 
a ship or aircraft is threatened. Such dumpings shall 
immediately be reported to the Organization, either 
through the Organization or directly to any Party of 
Parties likely to be affected, together with full de- 
tails of the circumstances and of the nature and 
quantities of the wastes or other matter dumped. 

Article 9 

If a Party in a critical Situation of an exceptional 
nature considers that wastes or other matter listed 
in Annex I to this Protocol cannot be disposed of 
on land without unacceptable danger or damage, 
above all for the safety of human life, the Party 
concerned shall forthwith consult the Organization. 
The Organization, after Consulting the Parties to 
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this Protocol, shall recommend methods of storage 
or Ihe most satisfactory means of destruclion or 
disposal under the prevailing circumstances. The 
Party shall inform the Organization of the steps 
adopted in pursuance of these recommendations. 
The Parties pledge themselves fo assist one another 
in such situations. 

A r t i c 1 e 10 

1. Each Party shall designate one or more compe- 
tent authorities: 

(a) Issue the special permits provided for in 
article 5; 

(b) Issue the general permits provided for in 
article 6; 

(c) Keep records of the nature and quantities of 
the wastes or other matter permitted to be 
dumped and the location, date and method of 
dumping: 

2. The competent authorities of each Party shall 
issue the permits provided for in articles 5 and 6 
in respect of the wastes or other matter intonded 
for dumping: 

(a) Loaded in its territory; 

(b) Loaded by a ship or aircraft registered in its 
territory or flying its flag, when the loading 
occurs in the territory of a State not Party 
to this Protocol. 

Article 11 

1. Each Party shall apply the measures required to 
Implement this Protocol to all: 

(a) Ships and aircraft registered in its territory 
or flying its flag; 

(b) Ships and aircraft loading in its territory 
wastes or other matter which are to be dump- 
ed; 

(c) Ships and aircraft beleived to be engaged in 
dumping in areas under its Jurisdiction in this 
matter. 

2. This Protocol shall not apply to any ships or air- 
craft owned or operated by a State Party to this 
Protocol and used for the time being only on 
Government noncommercial service. However, 
each Party shall ensure by the adoption of ap- 
propriate measures not impairing the operations 
or operational capabilities of such ships or air- 
craft owned or operated by it, that such ships 
and aircraft act in a manner consistent, so far as 
is reasonable and practicable, with this Protocol. 

Article 12 

Each Party undertakes to issue instructions to its 
maritime inspection ships and aircraft and to other 
appropriate Services to report to its authorities any 
incidents or conditions in the Mediterranean Sea 


Area which gives rise to suspicions that dumping in 
contravention of the provisions of this Protocol has 
occurred or is about to occur. That Party shall, if it 
considers it appropriate, report accordingly to any 
other Party concerned. 

Article 13 

Nothing in this Protocol shall affect the right of 
each Party to adopt other measures, in accordance 
with international law, to prevent pollution due to 
dumping. 

Article 14 

1. Ordinary meetings of the Parties to this Protocol 
shall be held in conjunction with ordinary meet- 
ings of the Contracting Parties to the Convention 
held pursuant to article 14 of the Convention. 
The Parties to this Protocol may also hold extra- 
ordinary meetings in conformity with article 14 
of the Convention. 

2. It shall be the function of the meetings of the 
Parties to this Protocol: 

(a) To keep under review the Implementation of 
this Protocol, and to consider the efficacy of 
the measures adopted and the need for any 
other measures, in particular in the form of 
annexes; 

(b) To study and consider the records of the per- 
mits issued in accordance without articles 5, 
6 and 7, and of the dumping which has taken 
place; 

(c) To review and amend as required any Annex 
to this Protocol; 

(d) To discharge such other functions as may be 
appropriate for the implementation of this 
Protocol. 

3. The adoption of amendments to the Annexes to 
this Protocol pursuant to article 17 of the Con- 
vention shall require a three-fourths majority of 
the Parties. 

Article 15 

1 . The provisions of the Convention relating to any 
Protocol shall apply with respect to the present 
Protocol. 

2. The rules of procedure and the financial rules 
adopted pursuant to article 18 of the Convention 
shall apply with respect to this Protocol, unless 
the Parties to this Protocol agree otherwise. 

IN WITNESS WHEREOF the undersigned, being 
duly authorized by the respective Governments, 
have signed this Protocol. 

DONE at Barcelona on 16 February 1976 in a single 
coppy in the Arabic, English, French and Spanish 
languages, the four texts being equally authorita- 
tive. 
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ANNEX I 


A. The following substance and materials are listed 

for the purpose of article 4 of the Protocol. 

1. Organohalogen Compounds and compounds 
which may form substances in the marine 
environment, excluding those which are non- 
toxic or which are rapidly converted in the 
sea into substances which are biologically 
harmless, provided that they do not make 
edible marine organisms unpalatable. 

2. Organosilicon compounds and compounds 
which may form such substances in the marine 
environment excluding those which are non- 
toxic or which are rapidly converted in the 
sea into substances which are biologically 
harmless, provided that they do not make 
edible marine organisms unpalatable. 

3. Mercury and mercury compounds. 

4. Cadmium and cadmium compounds. 

5. Persistent plastic and other persistent synthe- 
tic materials which may materially interfere 
with fishing or navigation, reduce amenities, 
or interfere with other legitimate uses of the 
sea. 

6. Crude oil and hydrocarbons which may be 
derived from petroleum, and any mixtures 
containing any of these, take on board for the 
purpose of dumping. 


7. High- and medium- and low-level radioactive 
wastes or other high- and medium- and low- 
level radioactive matter to be defined by the 
International Atomic Energy Agency. 

8. Acid and alkaline compounds of such compo- 
sition and in such quantity that they may 
seriously impair the quality of sea water. The 
composition and quantity to be taken into 
consideration shall be determined by the 
Parties in accordance with the procedure laid 
down in article 14, paragraph 3, of this Proto- 
col. 

9. Materials in whatever form (e.g. solids, 
liquids, semi-liquids, gases, or in a living 
state) produced for biological and Chemical 
warfare, other than those rapidly rendered 
harmless by physical, Chemical or biological 
processes in the sea provided that they do 
not; 

(i) Make edible marine organisms unpalat- 
able; or 

(ii) Endanger human or animal health. 


This Annex does not apply to wastes or other 
materials, such as sewage sludge and dredge 
spoils, containing the substances referred to in 
paragraphs 1-6 above as trace contaminants. The 
dumping of such wastes shall be subject to the 
provisions of Annexes II and III as appropriate. 


13 


Drucksache 7/5223 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


ANNEX II 


The following wastes and other matter the dump- 
ing of which requires special care are listed for the 
purposes of article 5. 

1. (i) Arsenic, lead, copper, zinc, beryllium, chro- 

mium, nickel, Vanadium, selenium, antimony 
and their compounds; 

(ii) Cyanides and fluorides; 

(iii) Pesticides and their by-products not covered 
in Annex I; 

(iv) Synthetic organic Chemicals, other than 
those referred to in Annex I, likely to pro- 
duce harmful effects on marine organisms or 
to make edible marine organisms unpalat- 
able. 

2. (i) Acid and alkaline compounds the composi- 

tion and quantity of which have not yet been 
determined in accordance with the proce- 
dure referred to in Annex I, paragraph A. 8. 

(ii) Acid and alkaline compounds not covered 
by Annex I, excluding compounds to be 


dumped in quantities below thresholds 
which shall be determined by the Parties in 
accordance with the procedure laid down in 
article 14, paragraph 3 of this Protocol. 

3. Containers, scrap metal and other bulky wastes 
liable to sink to the sea bottom which may pre- 
sent a serious obstacle to fishing or navigation. 

4. Substances which, though of a non-toxic nature 
may become harmful owing to the quantities in 
which they are dumped, or which are liable to 
reduce amenities seriously or to endanger human 
life or marine organisms or to interfere with 
navigation. 

5. Radioactive waste or other radioactive matter 
which will not be included in Annex I. In the 
issue of permits for the dumping of this matter, 
the Parties should take full account of the re- 
commendations of the competent international 
body in this field, at present the International 
Atomic Energy Agency. 


14 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5223 


ANNEX III 


The factors to be considered in establishing criteria 

governing the issue of permits for the dumping of 

matter at sea taking into account article 7 include: 

A. Characteristics and composition of the matter 

1. Total amount and average compositions of mat- 
ter dumped (e.g. per year). 

2. Form (e.g. solid, sludge, liquid or gaseous). 

3. Properties: physical (e.g. solubility and density), 
Chemical and biochemical (e.g. oxygen demand, 
nutrients) and biological (e.g. presence of 
viruses, bacteria, yeasts, parasites). 

4. Toxicity. 

5. Persistence: physical, Chemical and biological. 

6. Accumulation and biotransformation in biolo- 
gical materials or Sediments. 

7. Susceptibility to physical, Chemical and bio- 
chemical changes and interaction in the aquatic 
environment with other dissolved organic and 
inorganic materials. 

8. Probability of production of taints or other 
changes reducing market-ability of resources 
(fish, shell-fish etc.). 


B. Characteristics of dumping site and method of 

deposit 

1. Location (e.g. co-ordinates of the dumping area, 
depth and distance from the coast), location in 
relation to other areas (e.g. amenity areas, 
spawning, nursery and fishing areas and exploit- 
able resources). 

2. Rate of disposal per specific period (e.g. quantity 
per day, per week, per month). 

3. Methods of packaging and Containment, if any. 

4. Initial dilution achieved by proposed method of 
release, particularly the speed of the ship. 

5. Dispersal characteristics (e.g. effects of currents, 
tides and wind on horizontal transport and verti- 
cal mixing). 


6. Water characteristics (e.g. temperature, pH, 
salinity, stratification, oxygen indices of pollu- 
tion - dissolved oxygen (DO), Chemical oxygen 
demand (COD), biochemical oxygen demand 
(BOD), mitrogen present in organic and mineral 
form, including ammonia, suspended matter 
other nutrients and productivity). 

7. Bottom characteristics (e.g. topography, geo- 
chemical and geological characteristics and bio- 
logical productivity). 

8. Existence and effects of other dumpings which 
have been made in the dumping area (e.g. heavy 
metal background reading and organic carbon 
content). 

9. When issuing a permit for dumping, the Con- 
tracting Parties shall endeavour to determine 
whether an adequate scientific basis exists for 
assessing the consequences of such dumping in 
the area concerned, in accordance with the fore- 
going provisions and taking into account sea- 
sonal variations. 


C. General considerations and conditions 

1. Possible effects on amenities (e.g. presence of 
floating or stranded material, turbidity, objec- 
tionable odour, discolouration and foaming). 

2. Possible effects on marine life, fish and shell-fish 
culture, fish Stocks and fisheries, seaweed 
harvesting and culture. 

3. Possible effects on other uses of the sea (e.g. 
impairment of water quality for industrial use, 
underwater corrosion of structures, interference 
with ship operations from floating materials, in- 
tcrfcrencc with fishing or navigation through 
deposit of Waste or solid objects on the sea floor 
and protection of areas of special importance for 
scientific or Conservation purposes). 

4. The practical availability of alternative land- 
based methods of treatment disposal or elimina- 
tion, or of treatment to render the matter less 
harmful for sea dumping. 
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Protocoli concerning co-operation in combating pollution of the Mediterranean Sea by oil and other 
harmfui substances in cases of emergency 


THE CONTRACTING PARTIES TO THE PRESENT 
PROTOCOL — 

Being Parties to the Convention for the Protec- 
tion of the Mediterranean Sea against Pollution, 

Recognizing that grave pollution of the sea by oil 
and other harmfui substances in the Mediterranean 
Sea Area involves a danger for the Coastal States 
and the marine eco-system, 

Considering that the co-operation of all the 
Coastal States of the Mediterranean is called for to 
combat this pollution, 

Hearing in mind the International Convention for 
the Prevention of Pollution from Ships, 1973, the 
International Convention relating to Intervention 
on the High Seas in Cases of Oil Pollution Casual- 
ties, 1969, as well as the Protocol relating to Inter- 
vention on the High Seas in Cases of Marine Pollu- 
tion by Substances Other than Oil, 1973, 

Further taking into account the International 
Convention on Civil Liability for Oil Pollution 
Damage, 1969 — 

HAVE AGREED AS FOLLOWS; 

A r t i c 1 e 1 

The Contracting Parties to this Protocol (herein- 
after referred to as "the Parties") shall co-operate 
in taking the necessary measures in cases of grave 
and imminent danger to the marine environment, 
the coast or related Interests of one or more of the 
Parties due to the presence of massive quantities of 
oil or other harmfui substances resulting from acci- 
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ges which are polluting or threatening to pollute the 
sea within the area defined in Article 1 of the Con- 
vention for the Protection of the Mediterranean Sea 
against Pollution, (hereinafter referred to as "the 
Convention"). 

Article 2 

For the purpose of this Protocol, the term "related 
Interests" means the Interests of a Coastal State 
directly affected or threatened and concerning, 
among others: 

(a) activities in Coastal waters, in ports or estuaries, 
including fishing activities; 

(b) the historical and tourist appeal of the area in 
question, including water sports and recreation; 

(c) the health of the Coastal ponulation; 

(d) the preservation of living resources. 


Article 3 

The Parties shall endeavour to maintain and pro- 
mote, either individually or through bilateral or 
multilateral co-operation, their contingency plans 
and means for combating pollution of the sea by oil 
and other harmfui substances, These means shall in- 
clude, in particular, equipment, ships, aircraft and 
manpower prepared for operations in cases of emer- 
gency. 

Article 4 

The Parties shall develop and apply, either indi- 
vidually or through bilateral or multilateral co- 
operation, monitoring activities covering the Medi- 
terranean Sea Area in order to have as precise in- 
formation as possible on the situations referred to 
in article 1 of this Protocol. 


Article 5 

In the case of release or loss overboard of harmfui 
substances in packages, freight Containers, portable 
tanks or road and rail tank wagons, the Parties 
shall co-operate as far as practicable in the salvage 
and recovery of such substances so as to reduce the 
danger of pollution of the marine environment. 

Article 6 

1. Fach Party undertakes to disseminate to the 
other Parties information concerning: 

(a) The competent national organization or 
authorities responsible for combating pollu- 
tion of the sea by oil and other harmfui 
substances; 

(b) The competent national authorities respon- 
sible for receiving reports of pollution of the 
sea by oil and other harmfui substances and 
for dealing with matters concerning measures 
of assistance between Parties-, 

(c) New ways in which pollution of the sea by oil 
and other harmfui substances may be avoid- 
ed, new measures of combating pollution and 
the development of related research pro- 
grammes. 

2. Parties which have agreed to exchange infor- 
mation directly between themselves shall never- 
theless communicate such information to the 
regional centre. The latter shall communicate 
this information to the other Parties and, on a 
basis of reciprocity, to Coastal States of the 
Mediterranean Sea Area which are not Parties 
to this Protocol. 
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A r t i c 1 e 7 

The Parties undertake to co-ordinate the utilization 
of the means of communication at their disposal in 
Older to ensure, with the necessary speed and re- 
liability, the reception, transmission and dissemina- 
tion of all reports and urgent information which 
relate to the occurrences and situations referred to 
in article 1. The regional centre shall have the ne- 
cessary means of communication to enable it to 
participate in this co-ordinated effort and, in parti- 
cular, to fulfil the functions assigned to it by para- 
graph 2 of article 10. 


Article 8 

1 . Each Party shall issue instructions to the masters 
of ships flying its flag and to the pilots of air- 
craft registered in its territory requiring them 
to report by the most rapid and adequate Chan- 
nels in the circumstances, and in accordance 
with Annex I to this Protocol, either to a Party 
or to the regional centre: 

(a) All accidents causing or likely to cause pollu- 
tion of the sea by oil or other harmful sub- 
stances; 

(b) The presence, characteristics and extent of 
spillages of oil or other harmful substances 
observed at sea which are likely to present a 
serious and imminent threat to the marine 
environment or to the coast or related 
interests of one or more of the Parties. 

2. The information collected in accordance with 
Paragraph 1 shall be communicated to the other 
Parties likely to be affected by the pollution; 

(a) by the Party which has received the informa- 
tion, either directly for preferably, through 
the regional centre; or 

(b) by the regional centre. 

In case of direct communication between Parties, 
the regional centre shall be informed of the 
measures. 

3. In consequence of the application of the provi- 
sions of Paragraph 2, the Parties are not bound 
by the Obligation laid down in article 9, Para- 
graph 2, of the Convention. 


Article 9 

1. Any Party faced with a Situation of the kind 
defined in article 1 of this Protocol shall: 

(a) Make the necessary assessments of the na- 
ture and extent of the casualty or emergency 
or, as the case may be, of the type and ap- 
proximate quantity of oil or other harmful 
substances and the direction and speed of 
drift of the spillage; 


(b) Take every practicable measure to avoid or 
reduce the effects of pollution; 

(c) Immediately inform all other Parties, either 
directly or through the regional centre, of 
these assessments and of any action which it 
has taken or which it intends to take to 
combat the pollution; 

(d) Continue to observe the Situation for as long 
as possible and report thereon in accordance 
with article 8. 

2. Where action is taken to combat pollution ori- 
ginating from a ship, all possible measures shall 
be taken to safeguard the persons present on 
board and, to the extent possible, the ship itself. 
Any Party which takes such action shall inform 
the Inter-Governmental Maritime Consultative 
Organization. 


Article 10 

1. Any Party requiring assistance for combating 
pollution by oil or other harmful substances 
polluting or threatening to pollute its coasts may 
call for assistance from other Parties, either 
directly or through the regional centre referred 
to in article 6, starting with the Parties which 
appear likely to be affected by the pollution. 
This assistance may comprise, in particular, 
expert advice and the supply to or placing at the 
disposal of the Party concerned of products, 
equipment and nautical facilities. Parties so re- 
quested shall use their best endeavours to render 
this assistance. 

2. Where the Parties engaged in an Operation to 
combat pollution cannot agree on the Organiza- 
tion of the Operation, the regional centre may, 
with their approval, coordinate the activity of 
the facilities put into Operation by these Parties. 


Article 11 

The application of the relevant provisions of articles 
6, 7, 8, 9 and 10 of this Protocol relating to the 
regional centre shall be extended, as appropriate, 
to sub-regional centres in the event of their estab- 
lishment, taking into account their objectives and 
functions and their relationship with the said regio- 
nal centre. 


Article 12 

1. Ordinary meetings of the Parties to this Protocol 
shall be held in conjunction with ordinary meet- 
ings of the Contracting Parties to the Conven- 
tion, held pursuant to article 14 of the Conven- 
tion. The Parties to this Protocol may also hold 
extraordinary meetings as provided in article 14 
of the Convention. 
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2. It shall be the function of the meetings of the 
Parties to this Protocol, in particular: 

(a) To keep under review the Implementation of 
this Protocol, and to consider the efficacy of 
the measures adopted and the need for any 
other measures, in particular in the form of 
Annexes; 

(b) To review and amend as required any Annex 
to this Protocol; 

(c) To discharge such other functions as may be 
appropriate for Implementation of this ProLo- 
col. 

A r t i c 1 e 13 

1. The provisions of the Convention relating to 
any Protocol shall apply with respect to the pre- 
sent Protocol. 

2. The rules of procedure and the financial rules 
adopted pursuant to article 18 of the Conven- 
tion shall apply with respect to this Protocol, 
unless the Parties to this Protocol agree other- 
v/ise. 

IN WITNESS WHEREOF the undersigned, being 
duly authorized by their respective Governments, 
have signed this Protocol. 

DONE at Barcelona on 16 February 1976 in a single 
copy in the Arabic, English, French and Spanish 
languages, the four texts being equally authorita- 
tive. 
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ANNEX I 


Contents of the report to be made pursuant 
to article 8 to this Protocol 

1. Each report shall, as far as possible, contain, in 

general: 

(a) The Identification of the source of pollution 
(identity of the ship, where appropriate) ; 

b) The geographic position, time and date of the 
occurrence of the incident or of the Observa- 
tion; 

(c) The wind and sea conditions prevailing in 
the area; 

(d) Where the pollution originales from a ship, 
relevant details respecting the conditions of 
the ship, 

2. Each report shall contain, whenever possible, in 

particular: 

(a) A clear indication or description of the harm- 
ful substances involved, including the cor- 
rect technical names of such substances (trade 
names should not be used in place of the cor- 
rect technical names); 

(b) A Statement or estimate of the quantities, 
concentrations and likely conditions of harm- 
ful substances discharged or likely to be dis- 
charged into the sea; 


(c) Where relevant, a description of the packag- 
ing and identifying marks; and 

(d) The name of the consignor, consignee or 
manufacturer. 

3. Each report shall clearly indicate, whenever pos- 
sible, whether the harmful substance discharged 
or likely to be discharged is oil or a noxious 
liquid, solid or gaseous substance and whether 
such substance was or is carried in bulk or con- 
tained in packaged form, freight Containers, 
portable tanks, or road and rail tank wagons. 

4. Each report shall be supplemented as necessary 
by any relevant Information requested by a reci- 
pient of the report or deemed appropriate by the 
person sending the report. 

5. Any of the persons referred to m article 8, para- 
graph 1, of this Protocol shall; 

(a) Supplement as far as possible the initial re- 
port, as necessary, with Information concern- 
ing further developments; and 

(b) Comply as fully as possible with requests 
from affected States for additional Informa- 
tion. 
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ANNEXE IV 


Resolutions adopted by the Conference 

1. Signatare, ratification, acceptance and approval 
of and accession to the legal instruments 

THE CONFERENCE — 

Having concluded and adopted on this thirteenth 
day of February 1976 the Convention for the Pro- 
tection of the Mediterranean Sea against Pollution, 
the Protocol for the Prevention of Pollution of the 
Mediterranean Sea by Dumping from Ships and 
Aircraft and the Protocol concerning Co-operation 
in Combating Pollution of the Mediterranean Sea by 
Oil and other Harmful Substances in Cases of Emer- 
gency (hereinafter respectively referred to as "the 
Convention" and "the Protocols"), 

Desirous of ensuring that the Convention and the 
Protocols shall begin to produce their effects at the 
earliest possible moment, 

Having regard to the clauses in the Convention 
and in the Protocols which govern the signature, 
ratification, acceptance or approval of the said 
instruments and accession thereto and their entry 
into force, 

Having regard furthermore to the provisions in 
the Convention which relate to the functions of the 
Depositary, 

Having designated the Government of Spain as 
Depositary of the Convention and of the Protocols — 

1. Invites the Government of Spain to open the 
Convention and the Protocols for signature in Bar- 
celona on 16 February 1976 and in Madrid from 17 
February 1976 to 16 February 1977, by all those 
entitled to sign the said instruments by virtue of 
their provisions governing signature; 

2. Requests the Government of Spain to perform all 
the functions pertaining to the Depositary pursuant 
to the relevant provisions of article 29 of the Con- 
vention. 

3. Urges all parties that are entitled to sign the 
Convention and the Protocols to do so as soon as 
practicable and to complete at the earliest oppor- 
tunity the constitutional procedures needed for the 
ratification, acceptance or ipproval of the Conven- 
tion under their respective statutory or legislative 
provisions and to transmit the instruments of ratifi- 
cation, acceptance or approval to the Depositary; 

4. Calls upon all parties entitled to accede to the 
Convention and the Protocols to do so as soon as 
possible after the period specified in article 26 of 
the Convention. 


2. Interim arrangements 


THE CONFERENCE — 

Acknowledging the role of the Food and Agricul- 
ture Organization of the United Nations and its 
General Fisheries Council for the Mediterranean in 
initiating the work on legal instruments for the pro- 
tection of the marine environment against pollu- 
tion in the Mediterranean, and the important contri- 
bution of FAO and the Inter-Governmental Maritime 
Consultative Organization and the Government of 
Spain in the preparation of these instruments, 

Acknowledging the work undertaken by Lhe 
W'orld Health Organization for the preparation of a 
draft Protocol for the Protection of the Mediterra- 
nean Sea against Pollution from land-based Sources, 

Having regard to the recoinmendation of the Inter- 
governmental Meeting for the Protection of the 
Mediterranean, held in Barcelona from 28 January 
to 4 February 1975, for the convening of working 
groups of governmental experts to prepare addi- 
tional protocols — 

1. Notes with appreciation the announcement by 
the Executive Director of the United Nations Envi- 
ronment Programme of his willingness to carry out 
the secretariat Questions relating to the Convention 
for the Protection of the Mediterranean Sea against 
Pollution, the Protocol for the Prevention of Pollu- 
tion of the Mediterranean Sea b'y Dumping from 
Ships and Aircraft, and the Protocol ronccrning Co- 
operation in Combating Pollution of the Mediterra- 
nean Sea by Oil and Other Harmful Substances in 
Cases of Emergency, and to provide the necessary 
facilities for this purpose; 

2. Calls on the Executive Director of UNEP, in co- 
operation with the international Organization con- 
cerned, to continue the preparatory work for a draft 
Protocol for the Protection of the Mediterranean Sea 
against Pollution from Land-Based Pollution; 

3. Also calls on the Executive Director, pending 
the entry into force of the Convention and Proto- 
cols, to make such interim arrangements as may be 
required for the achievement of the objectives of 
this Convention and to continue to convene work- 
ing groups of government experts to prepare addi- 
tional protocols, in co-operation with the inter- 
national organizations concerned, as recommended 
in the Action Plan approved at the Intergovermental 
Meeting held in Barcelona in 1975. 
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3. Application of article 11 of the Protocol for the 
Prevention of Pollution of the Mediterranean 
Sea by Dumping from Ships and Aircraft 

THE CONFERENCE — 

Having adopted the text of the Protocol for the 
Prevention of Pollution of the Mediterranean Sea 
by Dumping from Ships and Aircraft, which provi- 
des in article 11 that each Party shall apply the 
measures required to implement this Protocol to 
ships and aircraft registered in its territory and to 
ships and aircraft loading in its territory; 

Recognizing the importance of universal Imple- 
mentation and Observation of article 11 by all ships 
and aircraft — 

1 . Invites the Parties to the said Protocol to pre- 
vail upon other States to take appropriate stops so 
that ships flying their flags and aircraft registered 
in their countries will observe articles 4, 5 and 6 of 
the Protocol; 

2. Invites the Inter-Governmental Maritime Con- 
sultative Organization to persuede the other States 
to act in conformity with the said Protocol. 


4. Establishment of a committee of experts on an 
inter-State guarantee fund for the Mediterra- 
nean Sea Area 

THE CONFERENCE — 

Conscious of the gravity of the threat posed by 
the various forms of pollution to the environment of 
the Mediterranean Sea, 

Recognizing that the Barcelona Conference and 
the legal Instruments resulting from it are a first 
Step towards safeguarding and protecting that Sea, 

Believing the question of liability and compen- 
sation, which is the subject of article 12 of this Con- 
vention, to be fundamental and to call, therefore, 
for appropriate measures, 

Convinced of the urgent need to protect the 
Coastal States against all damage caused by pollu- 
tion, whether of accidental or other origin, 

Requests the Organization, as defined in article 2, 
Paragraph (b), of the Convention for the Protection 
of the Mediterranean Sea against Pollution, upon 
the entry into force of the Convention and at the 
time of the first meeting of the Contracting Parties, 
to: 

(a) propose that a study should be made of the 
possibility of establishing an Interstate Guarantee 
Fund for the Mediterranean Sea Area and that the 
study should be entrusted to a committee of experts 
from the Contracting Parties to the Convention; 


(b) request the said committee of experts to report 
to the Contracting Parties concerning the implica- 
tions of establishment of the Fund, in order that, at a 
later stage appropriate legal Instruments may be 
prepared. 


5. Reporting by ships and aircraft of oil-pollution 
incidents 

THE CONFERENCE — 

Having adopted the text of the Protocol concern- 
ing Co-operation in Combating Pollution of the Me- 
diterranean Sea by Oil and Other Harmful Substan- 
ces in Cases of Emergency which provides in article 
8 that the masters of ships flying the flags of Parties 
and pilots of aircraft registered with Parties are 
required to report on incidents involving harmful 
substances, 

Noting article 8 of the International Convention 
for the Prevention of Pollution from Ships, 1973, 
and Protocol I of that Convention, concerning the 
reports on incidents involving harmful substances, 

Recognizing the importance of the provisions of 
article 8 of the Protocol first above mentioned being 
applied also by ships flying the flags of States and 
aircraft registered in States which are not Parties to 
the Protocol — 

1. Requests the Parties to the said Protocol to pre- 
vail upon other States to take appropriate steps so 
that ships flying their flags and aircraft registered 
in their countries will observe the Provision of 
article 8 of the Protocol; 

2. Requests further the Parties to the Protocol to 
encourage Charterers of their nationality to insert in 
charter parties a clause to the effect that the ships 
in question navigating in the Mediterranean Sea 
Area shall observe the same Provision as a ship 
flying the flag of a Party; 

3. Invites the Inter-Governmental Maritime Con- 
sultative Organization to assist in the implementa- 
tion of the above-mentioned measures. 


6. Future improvement in the maritime Communi- 
cations System 

THE CONFERENCE — 

Considering that an efficient Communications 
System in the maritime field is a factor of the utmost 
importance for the prevention of pollution by oil 
and other nexious substances, and for combating 
such pollution in the Mediterranean Sea Area, 


One delegation expressed the reservations of its 
Government to this resolution. 
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Conscious of the susceptibility of the telecommu- 
nications Systems to technical improvement, 

Recommends to the Coastal States of the Medi- 
terranean Sea Area to encourage the adoption and 
Operation of any maritime Communications System 
which, by combining the possibilities of location and 
communication, should assist in improving the pre- 
vention of accidents, in reducing consequently the 
risk of Pollution and in reinforcing the efficacy in 
combating pollution in the Mediterranean Sea 
Area — 

7. Establishment of a regional oil-combating centre 
for the Mediterranean 

THE CONFERENCE — 

Conscious of the ever-present and growing threat 
to the Mediterranean environment from massive oil 
pollution whether caused by accident or through 
accumulation, 

Realising the lack of regional contingency plans 
for co-ordinated action for the prevention, control 
and combating of oil spills, especially in cases of 
emergencies, 

Recognizing the need to develop and strengthen 
the capacities of the Coastal States of the Medi- 
terranean and to facilitate co-operation among them 
in Order to deal effectively with cases of massive 
pollution, 

Noting that the Protocol on Co-operation in Com- 
bating Pollution of the Mediterranean Sea by Oil 
and other Harmful Substances in Cases of Emer- 
gency makes Provision for a Regional Centre within 
the Mediterranean for the execution of some of the 
functions required by that Protocol, 

Noting also the consensus reached, at the Consul- 
tation of Experts from Mediterranean States con- 
vened by United Nations Environment Programme 
at Malta in September 1975, on the advisability of 
the establishment of a Regional Centre and on the 
objectives and functions of such a Centre, 

Having considered the report of the Executive 
Director of the United Nations Environment Pro- 
gramme, prepared in co-operation with the Inter- 
governmental Maritime Consultative Organization 
on the Establishment of a Regional Oil-Combating 
Centre for the Mediterranean 2) in particular the 
willingness of the United Nations Environment Pro- 
gramme to assist in the early establishment of an 
oil-combating centre; 

Taking into consideration the comments and ob- 
servations made by various delegations during the 
discussion of above-mentioned report — 

1. Decides to accept the offer of the Government of 
the Republic of Malta to host such a Regional 
Centre; 


2. Requests the Executive Director of the United 
Nations Environment Programme, after consulta- 
tions with the Government of Malta and the Inter- 
Governmental Maritime consultative Organization, 
to assist in the early establishment of a Regional 
Oil-combating Centre in Malta having the objec- 
tives and functions set out in the annex to his reso- 
lution; 

3. Welcomes the intention of the Executive Direc- 
tor of the United Nations Environment Programme 
to entrüst to the Inter-Governmental Maritime Con- 
sultative Organization the functions and responsi- 
bility as Co-operating Agency for the establishment 
and Operation of the aforesaid Regional Centre, it 
being understood that the exercise of functions and 
responsibilities by IMCO should not lead to a in- 
crease in its budget; 

4. As a consequence requests the Executive Direc- 
tor of the United Nations Environment Programme 
to submit, in the light of comments made at the Con- 
ference of Plenipotentiaries, a report on the estab- 
lishment of the Regional Oil-Combating Centre to 
the Governing Council of UNEP at its fourth session 
and to seek to obtain such further authorization from 
the Council as he may need to draw on the Fund of 
UNEP for the purpose of defraying the expenses 
involved in the establishment and initial operating 
costs of the centre. This authorization might be re- 
quested on the assumption that the operating ex- 
penses of the Centre will be gradually defrayed by 
means of voluntary multilateral or individual contri- 
butions from governments of the Mediterranean Re- 
gion, from international organizations and from non- 
governmental organizations. The financing of the 
centre should be reviewed at the meeting of the 
Contracting Parties to the Convention and the ap- 
propriate Protocol, when these Instruments have 
entered into force; 

5. Further requests the Executive Director of the 
United Nations Environment Programme to report 
to the Coastal States of the Mediterranean region at 
the next intergovernmental meeting of these States 
and thereafter annually on the work and activities 
of the Centre. 


8. Subregional oil-combating centres 

THE CONFERENCE — 

Taking note of the relevant paragraphs of the re- 
port of the Executive Director of the United Nations 
Environment Programme on the establishment of a 
regional oil-combating centre for the Mediterra- 
nean,®) 

2) UNEP/CONF. 1/9 and Corr. 1 and Corr. 2, and Add. 
1-4. 

3) UNEP/CONF. 1/9 and Corr. 1 and 2 and Add. 1-4 and 
UNEP/CONF. 1/INF. 8. 
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Taking also note of the offers made by certain 
States to act as host to subregional oil-combating 
centres — 

1. Requests the Executive Director to consult with 
the Coastal States of the Mediterranean Region on 
the required objectives and functions of such sub- 
regional centres and their relation to the regional 
oil-combating centre, 

2. Further requests the Executive Director to re- 
port his findings to the appropriate intergovern- 
mental meeting of the Coastal States of the Medi- 
terranean Region. 


9. Intergovernmental meeting in 1977 

THE CONFERENCE — 

Considering that the Action Plan approved at the 
Intergovernmental Meeting on the Protection of the 
Mediterranean held in Barcelona from 28 January 
to 4 February 1975 ‘‘) provided a valuable basis for 
the deliberations which have led to the conclusion 
of the Convention for the Protection of the Medi- 
terranean Sea against Pollution, the Protocol for the 
Prevention of Pollution of the Mediterranean Sea 
by Dumping from Ships and Aircraft and the Proto- 
col concerning Co-operation in combating Pollution 
of the Mediterranean Sea by Oil and Other Harmful 
Substances in Cases of Emergency, adopted in Bar- 
celona on 13 February 1976, 

Considering that the Action Plan approved by the 
said Intergovernmental Meeting sets forth a number 
of additional recommendations concerning activities 
to be carried out over a period of years and that the 
Executive Director of the United Nations Environ- 
ment Programme was enlrusted with a number of 
tasks to be performed in co-operation or consulta- 
tion, as appropriate, with the Governments of the 
Coastal States of the Mediterranean Sea Area and 
with international and regional intergovernmental 
organizations concerned, 

Considering it desirable to make Provision for a 
future review of the way in which the Action Plan is 
being put into effect, 

Desirous of strengthening the efforts of Govern- 
ments, of UNEP and of the international and regio- 
nal intergovernmental bodies concerned in protect- 
ing the environment of the Mediterranean Sea Area 


and in enhancing the environment while promoting 
the development of the Area in keeping with sound 
principles of environmental management — 

1. Recommends that the Executive Director of 
UNEP convene in 1977 an intergovernment meeting 
at which he would inform Governments of the 
Coastal States of the Mediterranean Sea Area of 
Steps taken and progress achieved pursuant to all 
recommendations set forth in the said Action Plan 
for the Protection of the Mediterranean approved at 
Barcelona on 4 February 1975; 

2. Requests these Governments to keep the Execu- 
tive Director informed of steps they are taking which 
will assist in the accomplishment of the objectives 
and in the implementation of the recommendations 
embodied in the Action Plan. 

3. Accepts with appreciation the invitation of the 
Government of Monaco to hold the Intergovern- 
mental Meeting of 1977 at Monte Carlo. 


10. Tribute to the Government of Spain 

THE CONFERENCE — 

Having met in Barcelona from 2 to 16 February 
1976 at the gracious invitation of the Government of 
Spain, 

Convinced that the efforts made by the Govern- 
ment of Spain and by the civic authorities of Barce- 
lona in providing facilities, premises and other 
resources contributed significantly to the smooth 
conduct of its proceedings, 

Deeply appreciative of the courtesy and hospita- 
lity extended by the Government of Spain and the 
City of Barcelona to the members of the delega- 
tions, observers and the secretariat attending the 
Conference, 

Expresses its sincere gratitude to the Government 
of Spain, to the authorities of Barcelona and, through 
them, to the Spanish people and to the population of 
Barcelona for the cordial welcome which they ac- 
corded to the Conference and to those associated 
with its Work and for their contribution to the suc- 
cess of the Conference — 


«) UNEP/WG. 2/5, annex 
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ANNEX 


Objectives and functions of a regional oil-combating centre 


I. Objectives 

1. To strengthen the capacities of the Coastal States 
in the Mediterranean region and to facilitate Co- 
operation among them in Order to combat mas- 
sive Pollution by oil, especially in case of emer- 
gencies in which there is grave and imminent 
danger to the marine environment. 

2. To assist coastal States of the Mediterranean re- 
gion, which so request, in the development of 
their own national capabilities to combat oil 
Pollution and to facilitate information exchange, 
technological co-operation and training. 

3. A later objective, namely the possibility of ini- 
tiating operations to combat pollution by oil and 
eventually by other harmful substances at the 
regional level, can be considered. This possibility 
should be submitted for approval by govern- 
ments after evaluating the results achieved in 
the fulfilment of the previous two objectives 
and in the light of financial resources which 
could be made available for this purpose. 

II. Functions 

A. To collect and disseminate information on: 

(i) inventories of experts and equipment in 
each Coastal State for combating massive 
accidental spillages of oil; 

(ii) plans, methods and techniques used for cora- 
bating oil pollution in order to assist as far 
as necessary countries of the region in the 
preparation of their national contingency 
plans ; 

(iii) those areas in the Mediterranean which are 
especially vulnerable to oil pollution and, 
with reference to those areas, specification 
of clean-up methods which can be used with 
minimum environmental damage in such 
areas. 


B. To prepare and keep up to date, in the light of 
information collected, emergency plans that 
could be implemented: 

(i) in cases of massive oil pollution where there 
is an absence of bilateral or multilateral 
agreements between coastal States; 

(ii) in sectors of the Mediterranean, yet to be 
identified, where the risk of massive acci- 
dental oil pollution is high or where the 
capability for prompt counter-action in times 
of emergency does not presently exist. 

C. To develop and maintain a CommunicationsTn- 
formation System appropriate to the needs of 
States being served by the Centre. 

D. To develop and encourage technological co- 
operation and training programmes for combat- 
ing oil pollution. 

E. To assist in strengthening the IRS by developing 
the capacity to serve as a sectorial focal point 
which could collect data on the sources of infor- 
mation available in connexion with oil pollution 
with special emphasis on dealing with massive 
spills of oil and will make that data available. 

F. To develop and maintain dose working relation- 
ships with other Mediterranean regional activity 
centres and with the "specialized regional orga- 
nisms" w'hich play a co-ordinating role as sei 
forth in the Barcelona Action Plan,®) particu- 
larly with the scientific institutions within the 
region. 

G. To co-operate in all appropriate activities which 
are directed towards the prevention and reduc- 
tion of pollution in the Mediterranean resulting 
from oil spills. 


5) UNEP/WG. 2/5, annex. 
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